
 

  

S 16 RJ 1168/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hamburg
Sozialgericht Landessozialgericht Hamburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 RJ 1168/01
Datum 14.04.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 RJ 84/03
Datum 31.05.2006

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. 3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Nachdem der KlÃ¤ger im Termin vom 31. Mai 2006 den Klagantrag beschrÃ¤nkt
hat, ist nur noch die GewÃ¤hrung von Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit im Streit.

Der 1951 geborene KlÃ¤ger schloss eine Ausbildung zum Schlosser zwar nicht ab,
war anschlieÃ�end aber als Schlosser tÃ¤tig. Von Januar bis Dezember 1975 nahm
er an einer BildungsmaÃ�nahme zum Metallwerker teil. Vom 22. MÃ¤rz 1983 bis 21.
MÃ¤rz 1985 wurde er beim Berufsfortbildungswerk des D. GmbH zum
Maschinenbauer umgeschult. Er absolvierte auch LehrgÃ¤nge zum CNC-Dreher.
Vom 24. Oktober 1988 bis 19. Juni 1998 arbeitete er bei der Elektrodienst W. GmbH,
verrichtete dort Schlosserarbeiten und Hilfsarbeiten im Elektrobereich und wurde
zuletzt ab 1. Januar 1998 als Monteur nach Â§ 2 I. Nr. 6 des Tarifvertrages zwischen
dem Norddeutschen Fachverband Elektrotechnik e. V. und der Christlichen
Gewerkschaft Metall â�� Landesbezirk Nord/KÃ¼ste â�� bezahlt (3.443,- DM
brutto). Seither ist er arbeitslos. Sein Versicherungsverlauf ist vom 1. Januar 1984
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bis Ende 2000 geschlossen.

Der KlÃ¤ger ist seit November 2004 Schwerbehinderter (Bescheid des
Versorgungsamtes vom 10. Juni 2005). Als Behinderungen sind eine arterielle
Verschlusskrankheit beidseits, ein Knie-Knorpelschaden links, ein Meniskusschaden
links, eine Minderbelastbarkeit des rechten Kniegelenks, degenerative
WirbelsÃ¤ulenverÃ¤nderungen, ein Bandscheibenschaden und eine
BewegungseinschrÃ¤nkung beider Schultergelenke, im Ã�brigen ist das
Merkzeichen "G" festgestellt. Handbeschwerden sind als Behinderung nicht
anerkannt worden.

Am 13. Dezember 2000 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung von Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit bzw. BerufsunfÃ¤higkeit. Er gab an, unter
BandscheibenvorfÃ¤llen mit entsprechenden FunktionsstÃ¶rungen, unter Nacken-,
Becken- und Gelenkschmerzen und unter zeitweiliger Taubheit in den HÃ¤nden
sowie Schmerzausstrahlungen bis in den rechten FuÃ� zu leiden. Die Beklagte holte
von seiner letzten Arbeitgeberin den Bericht vom 5. April 2001 ein. Sodann lieÃ� sie
den KlÃ¤ger am 21. MÃ¤rz 2001 von dem Chirurgen Dr. F. untersuchen (Gutachten
vom 23. April 2001). Dieser diagnostizierte, indem er von der Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ule des KlÃ¤gers gefertigte RÃ¶ntgenaufnahmen des OrthopÃ¤den
K. (19. Januar und 27. Februar 2001) auswertete, Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden mit demonstrierter schmerzhafter
BewegungseinschrÃ¤nkung und uncharakteristischen neurologischen
Ausfallerscheinungen sowie eine Aortensklerose. Er beschrieb krÃ¤ftige
Oberarmmuskeln und Brustmuskeln sowie ordentliche Bauchmuskeln. Ein Hinweis
auf einen (aktuellen) Bandscheibenvorfall liege nicht vor. Eine Aggravation oder
psychische Ã�berlagerung sei nicht auszuschlieÃ�en. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch
mittelschwere, gelegentlich auch schwere Arbeiten vollschichtig verrichten.
RegelmÃ¤Ã�iges oder hÃ¤ufiges BÃ¼cken und Arbeiten mit Absturzgefahr kÃ¤men
fÃ¼r ihn nicht mehr in Betracht.

Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag durch Bescheid vom 30. April 2001
mit der BegrÃ¼ndung ab, dass der KlÃ¤ger weder erwerbsunfÃ¤hig noch
berufsunfÃ¤hig sei, da er als Facharbeiter auf zumutbare TÃ¤tigkeiten eines CNC-
Drehers, BandaufsichtsfÃ¼hrers und eines Schlossers im SchlÃ¼sseldienst
verwiesen werden kÃ¶nne. Auch nach dem ab 1. Januar 2001 geltenden Recht des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) bestehe fÃ¼r ihn kein Rentenanspruch.

Im anschlieÃ�enden Vorverfahren legte der KlÃ¤ger das Attest des OrthopÃ¤den K.
vom 3. Juli 2001 vor. Nachdem Dr. F. â�� zu diesem Attest unter dem 16. Juli 2001
und, nach Auswertung von den KlÃ¤ger betreffenden medizinischen Unterlagen aus
den Jahren 1987, 1990, 1991 und 1994, erneut unter dem 23. August 2001 Stellung
genommen hatte, wonach der KlÃ¤ger allenfalls keine schweren kÃ¶rperlichen
Arbeiten mehr verrichten kÃ¶nne, wies die Beklagte den Widerspruch durch
Widerspruchsbescheid vom 1. Oktober 2001 zurÃ¼ck.

Hiergegen richtet sich die am 18. Oktober 2001 erhobene Klage. Der KlÃ¤ger hat
vor allem auf Schmerzattacken aufgrund von BandscheibenvorfÃ¤llen hingewiesen,
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die zu TaubheitsgefÃ¼hlen in der linken Hand bis in den Unterarm und nach
Wegstrecken von 200 Metern zu Schmerzen im Becken und Ausstrahlungen in das
linke Bein fÃ¼hrten. Beim Anheben des linken und des rechten Armes verspÃ¼re er
starke Schmerzen, kÃ¶nne die Arme, selbst wenn er keine Lasten anhebe, nicht
lÃ¤nger als eine Minute anheben. Er kÃ¶nne wegen der Schmerzen keine Nacht
durchschlafen. Auch bestehe im linken Bein ein arterieller Verschluss. Als CNC-
Dreher kÃ¶nne er aus fachlichen GrÃ¼nden nicht mehr arbeiten, weil er seinen
letzten CNC-Lehrgang 1985 absolviert habe. TÃ¤tigkeiten im SchlÃ¼sseldienst
kÃ¶nne er nicht leisten, weil diese Ã¼berwiegend gebÃ¼ckte Haltungen und das
Tragen und Heben zumindest mittelschwerer Lasten erforderten.

Das Sozialgericht hat den Arbeitgeberbericht vom 29. Mai 2002 eingeholt,
Unterlagen des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung beigezogen und
den KlÃ¤ger von dem Chirurgen Dr. H. untersuchen lassen (Untersuchung am 10.
Dezember 2002; Gutachten vom 13. Dezember 2002). Dr. H. hat ein degeneratives
VerschleiÃ�leiden der WirbelsÃ¤ule, insbesondere der unteren Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ule mit BandscheibenvorwÃ¶lbungen- sowie
BandscheibenvorfÃ¤llen diagnostiziert. Die FunktionsstÃ¶rungen im Bereich der
HalswirbelsÃ¤ule seien leicht, die Beschwerdesymptomatik, auch im
LendenwirbelsÃ¤ulenabschnitt, deutlich. Eine neuromuskulÃ¤re
Verspannungssymptomatik sei nicht nachgewiesen. Ein Anhalt fÃ¼r eine
Nervenwurzelkompressionssymptomatik oder auch fÃ¼r funktionelle arterielle
DurchblutungsstÃ¶rungen bestehe nicht. In beiden Schultergelenken liege ein
anlaufender VerschleiÃ� mit endgradiger BewegungseinschrÃ¤nkung beim
VorwÃ¤rts- und SeitwÃ¤rtsgehen vor. Eine Akutsymptomatik bestehe nicht. Zwar
gebe der KlÃ¤ger Bewegungsschmerzen in beiden HÃ¼ftgelenken an, eine
messbare FunktionsstÃ¶rung liege aber nicht vor. Eine arterielle
Minderdurchblutung im linken Bein sei nicht gegeben. FÃ¼r ein
Carpaltunnelsyndrom habe sich keine Ã¼berzeugende Klinik gefunden. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne noch leichte und mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten, letztere nicht mehr
als die HÃ¤lfte der tÃ¤glichen Arbeitszeit, in wechselnder KÃ¶rperhaltung, nicht
ausschlieÃ�lich im Stehen, nicht im Akkord oder am FlieÃ�band und nicht auf
Leitern und GerÃ¼sten oder an gefÃ¤hrdenden ArbeitsplÃ¤tzen, vollschichtig
verrichten. Die Arbeiten sollten in ausreichend trockenen und temperierten
RÃ¤umen und ebenerdig erfolgen, BÃ¼ck-, Hebe- und Ã�berkopfarbeiten nicht
laufend anfallen. Die zu bewegenden GegenstÃ¤nde dÃ¼rften durchschnittlich nicht
schwerer als sieben bis acht Kilogramm, kÃ¶nnten vorÃ¼bergehend auch bis zwÃ¶lf
Kilogramm schwer sein. Es bestehe WegefÃ¤higkeit.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 14. April 2003 hat das Sozialgericht
den berufskundigen SachverstÃ¤ndigen Diplomverwaltungswirt S. gehÃ¶rt. Dieser
hat eine TÃ¤tigkeitsbeschreibung fÃ¼r Hausmeister und Hausverwalter vorgelegt,
TÃ¤tigkeiten als CNC-Dreher, Maschinenbauer/schlosser und BandaufsichtsfÃ¼hrer
und im SchlÃ¼sseldienst ausgeschlossen, die TÃ¤tigkeit eines Hausmeisters in
GroÃ�anlagen in ErwÃ¤gung gezogen und diejenige als Hausverwalter fÃ¼r
zumutbar erachtet. Auf letztere TÃ¤tigkeit hat das Sozialgericht den KlÃ¤ger im
klagabweisenden Urteil vom 14. April 2003 verwiesen.
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Mit der gegen das ihm am 5. Mai 2003 zugestellte Urteil am 3. Juni 2003
eingelegten Berufung verfolgt der KlÃ¤ger nur noch die GewÃ¤hrung von Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Seine medizinische Begutachtung sei unzureichend
gewesen. Er sei nur eingeschrÃ¤nkt wegefÃ¤hig. Zudem mÃ¼sse er sich nicht auf
TÃ¤tigkeiten eines Hausverwalters oder Hausmeisters verweisen lassen. Zum einen
handle es sich hierbei um angelernte TÃ¤tigkeiten, zum anderen kÃ¶nne er diese
aus gesundheitlichen GrÃ¼nden auch nicht leisten. Abgesehen davon kÃ¶nne er die
HausverwaltertÃ¤tigkeit nicht in einer EinfÃ¼hrungszeit von bis zu drei Monaten
erlernen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 14. April 2003 und den Bescheid der
Beklagten vom 30. April 2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 1.
Oktober 2001 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm ab 1. Dezember
2000 Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend und hat gutachterliche
Stellungnahmen des Chirurgen Dr. F. vom 13. Januar 2006 und des Neurologen und
Psychiaters A. vom 17. Januar 2006 vorgelegt. Aus dem Carpaltunnelsyndrom
kÃ¶nne eine relevante oder signifikante LeistungseinschrÃ¤nkung nicht abgeleitet
werden. FunktionseinschrÃ¤nkungen seien insoweit nicht beschrieben worden.

Das Berufungsgericht hat von dem OrthopÃ¤den K. den Befundbericht vom 2.
Oktober 2003 eingeholt. Er hat gemeint, der KlÃ¤ger kÃ¶nne keine Hebe- und
Trageleistungen Ã¼ber fÃ¼nf Kilo verrichten, sich nicht hÃ¤ufig bÃ¼cken, nicht
unter ungÃ¼nstigen WitterungsverhÃ¤ltnissen arbeiten und keine
Ã�berkopfarbeiten mehr leisten. Es bestehe eine EinsatzfÃ¤higkeit fÃ¼r nur noch
vier bis sechs Stunden tÃ¤glich.

Sodann hat der Chirurg Dr. P. auf Anordnung des Gerichts den KlÃ¤ger am 16.
September 2005 klinisch und radiologisch untersucht (Gutachten vom 26. Oktober
2005) und mit EinverstÃ¤ndnis des Gerichts das neurologische Zusatzgutachten des
Dr. P1 vom 21. Oktober 2005 (Untersuchungen am 11. und 14. Oktober 2005)
veranlasst.

Nach Dr. P. ist die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers eingeschrÃ¤nkt durch deutliche
VerschleiÃ�verÃ¤nderungen der HalswirbelsÃ¤ule mit mittelgradiger
BeweglichkeitseinschrÃ¤nkung, aber ohne neurologische AusfÃ¤lle, durch deutliche
VerschleiÃ�verÃ¤nderungen der LendenwirbelsÃ¤ule ohne
BeweglichkeitsseinschrÃ¤nkung, aber mit in das linke Bein ausstrahlenden
Schmerzen, durch geringe VerschleiÃ�verÃ¤nderungen beider Schultern mit leichter
BeweglichkeitseinschrÃ¤nkung und durch ein operationsbedÃ¼rftiges
Carpaltunnelsyndrom beiderseits.
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Dr. P1 hat im Bereich der unteren ExtremitÃ¤ten radikulÃ¤re
Schmerzausstrahlungen insbesondere im Bereich des linken Beines diagnostiziert.
Elektrophysiologisch seien VerÃ¤nderungen im Bereich des peripheren
Nervensystems nicht nachweisbar. Im Bereich der oberen ExtremitÃ¤ten bestehe
elektrophysiologisch ein deutliches, motorisch betontes senso-motorisches
Carpaltunnelsyndrom links, etwas weniger ausgeprÃ¤gt auch rechts, im
Vordergrund (Grad der Behinderung 10).

Im Termin am 31. Mai 2006 hat der Senat Dr. P. gehÃ¶rt, dem das Gutachten des
Dr. P1 zur Kenntnis gebracht worden ist und der eine "Stellungnahme zum Termin"
vorgelegt hat, auf deren Inhalt Bezug genommen wird. Wegen Dr. P.â��s
mÃ¼ndlicher AusfÃ¼hrungen wird auf den Inhalt der Niederschrift verwiesen.

Im Ã�brigen wird wegen des weiteren Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten im Einzelnen auf den Inhalt der Prozessakten und der Renten- und
Gutachtenakten der Beklagten (drei BÃ¤nde) Bezug genommen, die vorgelegen
haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft, form- und fristgerecht eingelegt und auch im Ã�brigen
zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 Sozialgerichtsgesetz ( SGG )).

Das Rechtsmittel ist aber unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht
abgewiesen. Der Bescheid der Beklagten vom 30. April 2001 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 1. Oktober 2001 ist rechtmÃ¤Ã�ig. Dem KlÃ¤ger steht
Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit nicht zu.

Versicherte haben nach Â§ 43 Abs. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch in der hier
noch anzuwendenden, bis 31. Dezember 2000 geltenden Fassung (SGB VI)
Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit â�� neben anderen
Voraussetzungen, die der KlÃ¤ger erfÃ¼llt â�� nur dann, wenn sie berufsunfÃ¤hig
sind. BerufsunfÃ¤hig sind Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit wegen Krankheit
oder Behinderung auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich, geistig
und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten gesunken ist. Der Kreis der TÃ¤tigkeiten, nach denen
die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist, umfasst alle TÃ¤tigkeiten,
die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und ihnen unter
BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung sowie ihres
bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs. 2 SÃ¤tze 1 und 2 SGB VI).
Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor.

Beim KlÃ¤ger liegen Krankheiten und Behinderungen vor allem auf orthopÃ¤disch-
chirurgischem und neurologischem Fachgebiet vor. An seiner HalswirbelsÃ¤ule und
an seiner LendenwirbelsÃ¤ule bestehen deutliche, an den Schultern geringe
VerschleiÃ�erscheinungen. WÃ¤hrend diese an der HalswirbelsÃ¤ule mit einem von
Dr. P1 beschriebenen diskreten chronischen C 7-Syndrom rechts und C 6-Syndrom
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links â�� indes ohne Zeichen einer floriden Denervation und ohne neurologische
Ausfallserscheinungen â�� sowie mit mittelgradiger BeweglichkeitseinschrÃ¤nkung
einhergehen, resultieren aus ihnen an der LendenwirbelsÃ¤ule keine wesentlichen
BeweglichkeitseinschrÃ¤nkungen, allerdings Schmerzausstrahlungen in das linke
Bein. Elektrophysiologisch nachweisbare VerÃ¤nderungen im Bereich des
peripheren Nervensystems haben sich nicht ergeben. FrÃ¼her (1987, 1991)
computertomographisch bei L 4/5 bzw. C 5/6 diagnostizierten
BandscheibenvorfÃ¤llen, auf die das Attest bzw. der Befundbericht des
OrthopÃ¤den K. vom 3. Juli 2001 bzw. 2. Oktober 2003 rekurrieren, kommt keine
wesentliche Bedeutung mehr zu. So haben sich denn auch keine bis zur
Bewegungsstarre der LendenwirbelsÃ¤ule fÃ¼hrenden Schmerzattacken und keine
akute FunktionseinschrÃ¤nkung der HalswirbelsÃ¤ule (Dr. K.) in der Zeit des
streitigen RentengewÃ¤hrungszeitraums feststellen lassen. Elektrophysiologisch
fanden sich weder lumbosacrale WurzellÃ¤sionen noch Zeichen fÃ¼r das Vorliegen
einer Spinalkanalstenose oder Polyneuropathie. Die Beweglichkeit der Schultern des
KlÃ¤gers ist nur leicht eingeschrÃ¤nkt. AuÃ�erdem besteht ein deutliches,
motorisch betontes sensomotorisches â�� erstmals vom Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. V. am 14. Januar 1994 befundetes â�� Carpaltunnelsyndrom
beidseits, links mehr ausgeprÃ¤gt als rechts. Insgesamt ist das
Carpaltunnelsyndrom relativ gering ausgebildet, die SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen an
den Fingern sind â�� bei einer leichtgradigen HypÃ¤sthesie des linken Mittelfingers
â�� gering. Insbesondere hat das Carpaltunnelsyndrom bisher nicht zu einer
VerschmÃ¤chtigung des Daumenballens gefÃ¼hrt. Eine periphere arterielle
Verschlusskrankheit (AVK) an den Unterschenkeln des KlÃ¤gers besteht nicht. Zwar
hat der Arzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr. G. nach dopplersonographischer
Untersuchung am 28. Dezember 2001 diese Diagnose (Stadium I bis II a nach
Fontaine) gestellt und angemerkt, dass das geringe beidseitige AVK-Stadium nicht
mit dem recht ausgeprÃ¤gten Beschwerdebild korreliere und eine neurogene
claudicatio bei Discopathie vorliege. Jedoch haben spÃ¤tere Untersuchungen, wie
der KlÃ¤ger bei Dr. H. angegeben hat, periphere arterielle
DurchblutungsstÃ¶rungen an den Beinen ausgeschlossen. Dies entspricht dem von
Dr. H. durch eigene dopplersonographische Untersuchung erhobenen Befund, nach
welchem die Beschwerden des KlÃ¤gers im linken Bein von den von der
LendenwirbelsÃ¤ule ausstrahlenden Schmerzen herrÃ¼hren. Eine konsekutive
VerschmÃ¤chtigung der Muskulatur dieses Beines ist nicht eingetreten.

Vorstehend aufgefÃ¼hrte, beim KlÃ¤ger bestehende Krankheiten und
Behinderungen hat der Senat auf Grund der Gutachten der Dres. H., P1 und P. und
der TerminausfÃ¼hrungen Dr. P. festgestellt. Sie schrÃ¤nken das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers insoweit ein, als er noch leichte bis gelegentlich
mittelschwere kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten durchschnittlicher geistiger Art und
durchschnittlicher Verantwortung stÃ¤ndig gehend, Ã¼berwiegend stehend,
Ã¼berwiegend sitzend, mit Hebe- und Tragebelastungen von 5kg, zuweilen auch
bis 10kg, nur selten im BÃ¼cken und Hocken, nicht im Akkord oder unter Zeitdruck,
vollschichtig verrichten kann. Schicht- und Nachtarbeit und auch Arbeiten auf
Leitern und GerÃ¼sten sind nicht, wie Dr. H. angenommen hat, ausgeschlossen,
sondern, wie Dr. P. ausgefÃ¼hrt hat, dem KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich â�� gelegentlich
â�� mÃ¶glich. Seine Hand- und Haltekraft wird durch das Carpaltunnelsyndrom
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bzw. durch die leichte EinschrÃ¤nkung der Schulterbeweglichkeit nicht
eingeschrÃ¤nkt. Auch stehen die hin und wieder in das linke Bein ausstrahlenden
Beschwerden dem gelegentlichen Besteigen einer Leiter nicht entgegen. Der
KlÃ¤ger ist auch wegefÃ¤hig.

Mit diesem LeistungsvermÃ¶gen, das seit Antragstellung vorliegt, ist der KlÃ¤ger
nicht berufsunfÃ¤hig. Zwar ist der KlÃ¤ger Facharbeiter. DarÃ¼ber besteht unter
den Beteiligten kein Streit. Es steht nicht gegen diese Einstufung, dass seine
UmschulungsmaÃ�nahme (zum Maschinenbauer) nur zwei Jahre gedauert hat. Sie
hat auf Grundkenntnissen des KlÃ¤gers aufgebaut. AuÃ�erdem ist der KlÃ¤ger
(zuletzt) als Facharbeiter bezahlt worden. Seine Bezahlung richtete sich nach der
Gruppe der "Monteure mit abgeschlossener Ausbildung oder Hilfsmonteure mit
zehnjÃ¤hriger Erfahrung und gleichwertigem KÃ¶nnen", die im Tarifvertrag von der
Gruppe "Ungelernte und Angelernte" abgehoben ist, in seinem Fall nach Â§ 2 I Nr. 6,
in der Monteure aufgefÃ¼hrt sind, die ausreichend Erfahrung haben, um alle
anfallenden Arbeiten nach Einweisung fachgerecht, den Vorschriften entsprechend
auszufÃ¼hren. Dass der KlÃ¤ger neben der MaschinenbauertÃ¤tigkeit bzw.
SchlossertÃ¤tigkeit auch Helfer- bzw. HilfsarbeitertÃ¤tigkeiten verrichtet hat â��
wie die Arbeitgeberberichte ausweisen â�� steht dem Facharbeiterstatus ebenfalls
nicht entgegen.

TÃ¤tigkeiten im Kernbereich eines Schlossers bzw. Maschinenbauers kann der
KlÃ¤ger, wie der berufskundige SachverstÃ¤ndige S. ausgefÃ¼hrt hat, nicht mehr
ausfÃ¼hren. Das bestreitet auch die Beklagte nicht. Damit ist der KlÃ¤ger aber
noch nicht berufsunfÃ¤hig iSd Â§ 43 Abs. 2 SGB VI. Denn der KlÃ¤ger kann nach
Auffassung des Senats sowohl noch als Hausverwalter â�� was der berufskundige
SachverstÃ¤ndige S. vor dem Sozialgericht bejaht hat â�� als auch noch als
Hausmeister arbeiten. Soweit der berufskundige SachverstÃ¤ndige im Termin am
13. April 2003 diesbezÃ¼glich Probleme gesehen hat, weil der Hausmeister beim
Auswechseln von GlÃ¼hbirnen auf Leitern steigen muss, hat Dr. P. im Termin am
31. Mai 2006 auf Nachfrage ausdrÃ¼cklich klargestellt, dass dem KlÃ¤ger dieses
gelegentliche Besteigen von Leitern mÃ¶glich ist. Das Carpaltunnelsyndrom und die
diskrete PallhypÃ¤sthesie im Bereich der FuÃ�knÃ¶chel stehen dem nicht entgegen.
Das mit der TÃ¤tigkeit eines Hausmeisters gelegentliche verbundene Heben
mittelschwerer Lasten Ã¼berfordert den KlÃ¤ger nach Dr. P. ebenfalls nicht. Auch
vereinzeltes BÃ¼cken und hin und wieder anfallende Ã�berkopfarbeit kann der
KlÃ¤ger tolerieren. Zwar schlieÃ�t das beiderseitige Carpaltunnelsyndrom in
Verbindung mit der partiellen HypÃ¤sthesie am linken Mittelfinger â�� der KlÃ¤ger
ist indes RechtshÃ¤nder â�� besondere Anforderungen an die Geschicklichkeit der
HÃ¤nde aus. Jedoch kann der KlÃ¤ger den auch fÃ¼r den Hausmeister gelegentlich
anfallenden feinmotorischen Anforderungen, wie sie bei kleineren
Reparaturarbeiten etwa anfallen, noch entsprechen. Die FÃ¤higkeit, ein Werkzeug
zur Hand zu nehmen und fest in der Hand zu halten, ist bei ihm nicht
eingeschrÃ¤nkt. MÃ¶glicherweise ist das GefÃ¼hl fÃ¼r ein Werkzeug in der Hand
beim KlÃ¤ger geringfÃ¼gig beeintrÃ¤chtigt, die Handkraft ist hingegen erhalten.
Dies hat sich bei der klinischen Untersuchung gezeigt. Hierbei fanden sich
Handgelenke, Faustschluss, Langfingerstreckung, Opposition und Abduktion des
Daumens frei. DafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger sich nicht auf eine Hausverwalter- und
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Hausmeisterarbeit umstellen kann, gibt es keinen Anhalt.

Im Ã�brigen hat die Beweisaufnahme nichts ergeben, was gegen die Feststellung
des Sozialgerichts spricht, dass der KlÃ¤ger noch als Hausverwalter (vollschichtig)
tÃ¤tig sein kann. Soweit der KlÃ¤ger einwendet, dass der Beruf des Hausmeisters
(oder Hausverwalters) keine zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit darstelle, geht er
fehl. Diese TÃ¤tigkeiten mÃ¶gen zwar eine spezielle Facharbeiterausbildung nicht
erfordern, stellen aber durchaus angelernte TÃ¤tigkeiten dar, auf die sich ein
Facharbeiter verweisen lassen muss. Sie sind, sofern sie nicht schon als eigene
Berufe betrachtet werden, tarifvertraglich zumindest im (gehobenen)
Angelerntenbereich angesiedelt. Soweit der KlÃ¤ger einwendet, er kÃ¶nne die mit
dem Hausverwalter einhergehenden TÃ¤tigkeiten nicht binnen drei Monaten
erlernen, hat der berufskundige SachverstÃ¤ndige S. dies fÃ¼r mÃ¶glich erachtet.

Dass Dres. P1 und P. das Carpaltunnelsyndrom, insbesondere links, fÃ¼r
operationsindiziert halten, zumal bei einem lang bestehenden Carpaltunnelsyndrom
das Risiko eines frÃ¼her oder spÃ¤ter eintretenden irreversiblen Schadens des
Mittelnerven ungleich grÃ¶Ã�er ist als das Operationsrisiko, bedeutet nicht, dass
der KlÃ¤ger berufsunfÃ¤hig ist. Bisher vermag er mit dem Carpaltunnelsyndrom zu
arbeiten, wie er mit diesem Befund schon einige Jahre als Schlosser
(Monteur)/Elektrohelfer gearbeitet hat. Die Frage, ob diese Operation zu den
Behandlungen iSd Â§ 65 Abs. 2 Erstes Buch Sozialgesetzbuch gehÃ¶rt, stellt sich
nicht. Es stellt sich auch nicht die Frage, ob, wenn eine Operation nicht erfolgt, die
Arbeit auf Kosten der Gesundheit ausgeÃ¼bt wÃ¼rde. Die durch das
Carpaltunnelsyndrom bewirkte SensibilitÃ¤tsstÃ¶rung an den Fingern kann
nÃ¤mlich unabhÃ¤ngig von der Verrichtung einer Arbeit zu einer irreversiblen
SchÃ¤digung des Nervus medianus fÃ¼hren. Bezeichnend hierfÃ¼r ist, dass das
Carpaltunnelsyndrom insbesondere in der Nacht, wie beim KlÃ¤ger, erhebliche
Missempfindungen auslÃ¶st.

Liegt nach alledem BerufsunfÃ¤higkeit schon unter Anwendung des bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Rechts des SGB VI nicht vor, so besteht auch kein
Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit
nach dem ab 1. Januar 2001 geltenden Recht des SGB VI (Â§ 240 SGB VI). Die
GewÃ¤hrung dieser Rente hat die Beklagte im Bescheid vom 30. April 2001und im
Widerspruchsbescheid ebenfalls abgelehnt. Der KlÃ¤ger hat seinen Klagantrag zwar
nicht ausdrÃ¼cklich hilfsweise auf diesen Rentenanspruch erstreckt. Jedoch sind
ungeachtet dessen, ob dieser Anspruch gegenÃ¼ber demjenigen aus Â§ 43 SGB VI
(a. F.) ein aliud ist, auch insoweit die Leistungsvoraussetzungen nicht erfÃ¼llt, da
der KlÃ¤ger eine zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit noch mehr als sechs Stunden
â�� nÃ¤mlich vollschichtig â�� verrichten kann.

Nach alledem hat die Berufung keinen Erfolg und ist zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Der Senat hat die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG nicht
zugelassen, weil die Voraussetzungen hierfÃ¼r fehlen.

                               8 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_I/65.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
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